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Zukunftsreise

Die italienische Reise von  
Johann Wolfgang Goethe oder 
Tourismus am Scheideweg
Als Johann Wolfgang von Goethe 1786 
seine berühmte italienische Reise unter-
nahm, schwärmte er vom schönen Tirol, 
ob es Innsbruck oder Bozen oder Trient 
war. Allein der Aufenthalt in den einzelnen 
Etappen ward ihm zu kurzlebig, die Pos-
tillone widmeten ihm wenig Zeit, er, der 
kontaktsuchende Dichter, erfreute sich 
erst in Bozen an der Gastfreundschaft, an 
den Kaufleuten und Obstbäuerinnen.

Am 11. September 1786 kam er nach Rofreit/
Rovereto, wo er erstmals so richtig Gelegen-
heit fand, seine geliebte Fremdsprache, das 
Italienische, zu üben.

Dazu schrieb er:

„Den 11. September, abends.
Hier bin ich nun in Roveredo, wo die Sprache 
sich abschneidet; oben herein schwankt es 
noch immer vom Deutschen zum Italienischen.  
Nun hatte ich zum erstenmal einen stockwel-
schen Postillon; der Wirt spricht kein Deutsch, 
und ich muß nun meine Sprachkünste versu-
chen. Wie froh bin ich, daß nunmehr die ge-
liebte Sprache lebendig, die Sprache des Ge-
brauchs wird!“

Heute wissen wir, dass der Lauf der Geschichte 
es hervorgebracht hat, dass wir im südlichen 
Tirol mehrere Sprachen sprechen und dass man 
den Lauf der Zeit nicht zurückdrehen kann. 

Wir sehen heute die Beherrschung mehrerer 
Sprachen als Bereicherung, vorausgesetzt, das 
Erlernen unserer jeweilige Muttersprache ist 
geschützt und vor allem im amtlichen Sprach-
gebrauch anerkannt.

Wie präsentiert sich aber heute unser 
Land den Gästen aus nah und fern? 
Vor allem in Fragen der Ortsnamengebung 
oder des Umgangs mit Brauchtum und Kul-
tur? Die Originalität, die Johann Wolfgang von 
Goethe in Roveredo vorfand, als er endlich den 

Klang seiner geliebten italienischen Sprache 
hörte, muss man bei uns inzwischen stark su-
chen. Vor allem bei den Wirtschaftstreibenden 
mangelt es besonders. Es genügt nicht, wenn 
die Bedienung ein fesches Dirndl trägt oder 
der Wirt zu dem faschistischen Ortsnamen 
seines Dorfen verlegen meint: „So isches holt, 
mir hom wichtigere Probleme.“ 

Der Gast will den Ursprung, will das Unver-
fälschte. Er will von uns lernen, uns verstehen. 
Wer nach Südtirol kommt, will nicht in einer 
durchschnittlichen Provinz urlauben. Er will 
das grenzüberschreitende Tirol, urig und mo-
dern, original und mehrsprachig.

Es liegt an uns, unseren Gästen jenes Aha-Ge-
fühl des reisenden Goethe zu schenken. Seien 
wir ein bisschen authentischer, seien wir bes-
sere Botschafter für unser Land. Südtirol findet 

man auch, wenn man nicht das faschistisch  
belastete „Alto Adige“ sucht. Allen voran die 
Tourismusexperten in unserem Land sollten 
ihre Strategie zur Kundenneugewinnung über-
denken. Wer große Geldmittel zur Verfügung 
hat, kann leider auch viel unwideruflichen 
Schaden anrichten.

„Den 18. Mai in Meran.
Hier bin ich nun in Meran, wo ich viele verschie-
dene Sprachen höre. Ich verstehe nicht alle, 
ich merke aber, dass sie alle für die selbe gute 
hohe Sache hier sind, die Freiheit. Völker aus 
ganz Europa treffen sich, um für sich selbst die 
Zukunft zu ebnen. Wie froh bin ich, dass meine 
Landsleute, die Südtiroler, seit den Tagen von 
Sigmundskron endlich wieder den Mut haben, 
ihr Schicksal in die eigene Hand zu nehmen. 
Italien seine Einheit, Südtirol seine Freiheit!“

Bildquelle: http://de.wikipedia.org/wiki/Goethe_in_der_Campagna
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Bürokratie

»einfach Zum Weinen«

„Was in Italien zu einem ressourcenfressenden Bürokratiemonster verkommt, wird in 
Deutschland viel einfacher geregelt.“ Quelle: Dolomiten

BetRieB BRaucht fÜR Die 
teilnahme an einem 
öffentlichen WettBeWeRB in 
BaYeRn 2 stunDen, in italien 
Knapp 5 tage

Ein Südtiroler hat unlängst bei zwei Teilnahme-
wettbewerben mitgemacht, einmal in Bayern 
und einmal im Trentino – und sagt über die 
beiden Fälle: „Wenn man sie vergleicht, würde 
man am liebsten weinen.“

In Italien werden auf 17 eng beschriebenen 
Seiten unzählige Anforderungen und Voraus-
setzungen für die Teilnahme aufgelistet. Allein 
das Durchlesen erfordert Ausdauer.

Immer wieder berichten Unternehmer der 
SWZ, dass sie sich hierzulande gar nicht mehr 
an öffentlichen Wettbewerben beteiligen, weil 
der Aufwand in keinem Verhältnis zum mögli-
chen Verdienst steht.

Dann der Teilnahmewettbewerb in Bayern:
Zwei statt 17 Seiten Erläuterungen, dazu zehn 
Seiten zum Ankreuzen bzw. Ausfüllen. Nur ein 
paar wenige Zusatzdokumente müssen bei-
gefügt werden. „Ich habe tatsächlich bei der 
Verwaltung angerufen, um nachzufragen, ob 
das wirklich alles ist. Ich hielt es einfach nicht 
für möglich.“
In Bayern die Bestätigung: Es reicht vollkom-
men, und zusätzliche Unterlagen werden gar 
nicht berücksicht. Mein Zeitaufwand waren 
1,5 Stunden, großzügig gerechnet“, staunt der 
Unternehmer.

Quelle: Südtiroler Wirtschaftszeitung

Quelle: SWZ, Kurzfassung von 
nebenstehendem Artikel

Die EU erläßt Vorschriften und Regulierungen, 
welche in Ländern wie Deutschland und Öster-
reich normal und vernünftig übernommen und 
umgesetzt werden. Italien weigert sich zuerst 
jahrelang, die EU-Vorschriften zu übernehmen. 
Erst wenn die EU mit Vertragsbruchverfahren 
droht, dann wird im Hau-Ruck-Verfahren die 

Umsetzung der EU-Normen übers Knie gebro-
chen, kompliziert, aufwändig und lebensfremd 
gestaltet, jenseits jeder wirtschaftlichen Reali-
tät, erweitert um die drakonischen Strafen. Bei 
uns wird der Normalbürger zum Verbrecher, 
weil die Gesetze übertrieben sind und in Südti-
rol noch schärfer kontrolliert wird als in Italien.

Bildquelle: Jorma Bork  / pixelio.de

normalbürger wird zum straftäter
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Bürokratie

»36 tage aRBeit fÜR BÜRoKRatie«

„Es ist wie eine Autofahrt mit gedrosseltem 
Motor und angezogener Handbremse“, so 
Paolo Galimberti, der Vorsitzende der Jungen 
nationalen Kaufl eutevereinigung. Die erdrü-
ckende Bürokratie und die eingeschränkte Kre-
ditvergabe der Banken ist ein tödlicher Mix für 
die Unternehmen.

Die Eröffnung eines neuen Unternehmens kos-
tet in Italien 20 % des durchschnittlichen Pro-
Kopf-Einkommens, in der OECD im Schnitt nur 
5,6 %. Das sind sichere Spesen und Kosten. 
Dazu kommt noch die Ineffi zienz des gesam-
ten Systems, welche Italien auf dem letzten 
Platz der industrialisierten Länder landen lässt. Quelle: „Il sole 24 ore“

in italien sKlaven Des fisKus
Verbrauchte Stunden pro Jahr für die Abwicklung von Steuervorschriften

WettBeWeRBsfÄhigKeit italiens ist 
auf nullpunKt angelangt
Italien auf weltweiter Rangliste der Wettbewerbsfähigkeit weiter zurückgefallen.

Daten: Il sole 24 ore, OECD

Vereinigte Staaten 187

Spanien 197

Deutschland 215

Griechenland 224

Finnland  243

Slowakei 257

Italien  285

Portugal  298

Die Unternehmer verlieren jedes Jahr durchschnittlich 36 Tage für die bürokratischen Pfl ichten

Die Wettbewerbsfähigkeit Italiens liegt welt-
weit gemessen an 73. Stelle, noch nach Bulga-
rien und Rumänien. Die Wettbewerbsfähigkeit 
wurde an folgenden 10 Kriterien gemessen: 
Kosten Neustart eines Unternehmens, Dauer 
für Baugenehmigungen, Dauer für Stroman-
schlüsse, Effi zienz der Eigentumsübertra-
gungen von Immobilien, Zugang zum Kredit, 
Schutz der Minderheitseigentümer, Steuerbe-

Platz nr.

11. Finnland

5. Dänemark

20. Deutschland

29. Österreich

44. Spanien

55. Polen

66. Bulgarien

72. Rumänien
73. Italien

Daten: Il sole 24 ore, OECD

lastung, grenzübergreifender 
Warenverkehr auf dem 
Schiffsweg, Beendigung 
von Streitverfahren im 
Handel, Regelung 
der Insolvenz 
und Konkurs-
recht.

Die autonomie schÜtZt uns nicht voR Dem veRsagen Des italienischen staates.
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Bürokratie

5

»auf nummeR unsicheR«

sÜDtiRoleR  familien leiDen unteR eineR 
vielZahl von Belastungen

italiens BÜRoKRatie eRDRÜcKt
Die KleinBetRieBe

sÜDtiRoleR WiRtschaft in ihReR eXistenZ BeDRoht

Bürger und Unternehmer beklagen man-
gelnde Rechtssicherheit bei Südtirols Au-
tonomie.

Handelsordnung, Schulkalender, öffentliche 
Bauarbeiten: Es häufen sich die Fälle, wo Bo-
zen die Grenzen der Autonomie austestet und 
Rom prompt sein Veto einlegt. Ausbaden müs-
sen es die Unternehmer und Bürger, die sich 
fragen: Welches Gesetz gilt nun?

In Südtirol sind die Verwaltung und die Politik 
immer in der Unsicherheit, welches Gesetz nun 
gilt, die nationalen Gesetze oder die Landesbe-
stimmungen? Gilt nun das Mailänder Abkom-
men oder nicht?  Ist die Schule nun autonom, 
oder ist sie es nicht? Dürfen wir in Südtirol in 
Sachen öffentliche Ausschreibungen eigene 
Wege gehen, oder dürfen wir nicht? Müssen 
wir in Südtirol die Sparvorschriften 1:1 über-
nehmen, oder müssen wir nicht? Dürfen wir den 
Bären nun abschießen, oder dürfen wir nicht? 

Im Zweifel gilt: pro Italia! Die Beamten und Po-
litiker tendieren dazu, in vorauseilendem Ge-
horsam nationale Bestimmungen zu beachten, 
auch bei autonomen Kompetenzen.

» hohe Benzinpreise

»  Schwierigkeiten bei der Teilnahme an 
öffentlichen Ausschreibungen

»  Sicherheitsbestimmungen in Betrieben 
und am Bau

»  Gesundheitsrichtlinien und Sanitätsbe-
stimmungen

» müllgebühren (taRes)

» hohe energiepreise

» gebäudesteuern (imu)

»  mehrwertsteuer (vorauss. ab Juni 2013)

» hohe Zinsen 
für Darlehen

22%
»  mehrwertsteuer (vorauss. ab Juni 2013)

» Steuerbestimmungen
»  Bestimmungen der Straßenverkehrsord-

nung, Traktoren / Landwirte / Betriebsau-
to – Lieferwagen mit fremden Personen

»  SISTRI – Abfallordnung / drakonische 
Strafen für normale Bürger

Quelle: Südtiroler Wirtschaftszeitung

» hohe energiepreise

familie

Frei interpretiert aus nebenstehenden 
Artikel der SWZ
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Familie

»REAL VERFÜGBARES EINKOMMEN 
DER SÜDTIROLER FAMILIEN IST AUF 
DAS NIVEAU VON 1995 GESUNKEN«

BELASTUNG DER FAMILIEN

Der Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens 
und der Konsumausgaben, zu realen Prei-
sen im regionalen Vergleich:

Punkte: 0 minimale Belastung; 110 maximale Belastung. Gemessen nach den Indikatoren 
Realkonsum, Sparquote, verfügbares Einkommen, Inflation.

Quelle: Il sole 24 ore, OECD

Deutschland
Frankreich
Belgien
Österreich
Slowenien
EURO Durchschnitt
Luxemburg
Slowakei
Malta
Finnland
Irland
Italien
Niederlande
Zypern
Portugal
Spanien

10,00
19,30
34,20
42,70
54,30
54,60
55,70
68,20
68,80
68,80
74,90
81,10
84,10
85,30
88,40
99,80

ITALIENS BONITÄT 
BELASTET SÜD- 
TIROLER FAMILIEN
Bonität des Stiefelstaates am Boden

Die Banken müssen sich sich zu höheren Kos-
ten refinanzieren und können dies nur durch 
höhere Zinssätze ausgleichen. Südtiroler Be-
triebe und Familien zahlen bei uns höhere 
Zinssätze als in Deutschland / Österreich.

Banken sind äußerst vorsichtig bei der Kre-
ditvergabe und viele Betriebe erhalten keine 
Finanzierungen mehr (credit crunch in Italien: 
Minus 47,9 % in den ersten 6 Monaten 2012, 
Zinssatz 0,7 % höher als im EU-Durchschnitt) 

Quelle: Il sole 24 ore vom 13.01.2013: „Sulla 
casa pesano anche i mutui“

Wir gehören 
dem falschen 
Staat an
Nicht nur die Familien haben kein Auskommen 
mehr mit dem Einkommen. Auch Betriebe und 
Unternehmen tun sich zunehmend schwerer. 
Das Hauptproblem dabei ist die Zugehörigkeit 
zu Italien.

Immer mehr Betriebe schließen auch in Süd-
tirol ihre Tore, schicken ihre Angestellten in 
die Lohnausgleichskasse oder verlegen die 
Produktion und Verwaltung in benachbarte 
Regionen.
Damit wird es am Südtiroler Arbeitsmarkt zu-
nehmend enger. Das größte Problem dabei ist 
für Südtirol der Staat Italien. 
LR Dr. Widmann sagte erst unlängst in einem 
Interview: „Das schwierigste ist im Mo-
ment: Wir sind im falschen Staat!“

Südtirol  
würde die  
Abkoppelung 
von Italien  
in vielerlei 
Hinsicht gut 
tun!

Südtirol kann sich durch 
ein Mehr an Unabhängig-
keit nur verbessern! 

Die Familien würden wie-
der aufatmen und mittel-
europäische Standards 
erreichen.

Durchschnitt Italien: auf 1999 zurückgefallen
Südtirol: auf 1995 zurückgefallen 

Wer die Frei-
heit  aufgibt, 
um Sicherheit 
zu gewinnen, 
wird am  
Ende beides 
verlieren.

(Benjamin Franklin)
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schuldenberg

Quelle: Dolomiten, G. Cerea

sÜDtiRol
hat 
schon
genug 
BeZahlt
»autonomie 
WiRD mit fÜssen 
getReten« 
Dieses Zitat stammt von LH Dr. Luis Durn-
walder aus dem Juli 2012 und ist dem Inter-
netportal STOL entnommen. Bis heute hat 
unsere Politik dagegen nichts ausrichten 
können.

[...] „Unsere Autonomie wird langsam mit 
Füßen getreten“, schimpfte Durnwalder, der 
bereits vor dem Treffen mit den Trentiner Kolle-
gen klarmachte, dass es so nicht weiter gehen 
könne.
Für den Landeshauptmann steht bereits jetzt fest: 
„Rom muss Südtirol sofort anhören. Wir wollen 
gemeinsam mit der Regierung defi nieren, wie viel 
gespart werden muss, wollen dann aber selbst 
entscheiden, wie wir die geforderten Mittel ein-
sparen. Form und Inhalt unserer Kompetenzen 
müssen berücksichtigt werden, und der Kommu-
nikationsstil hat sich zu ändern. Und zwar umge-
hend“, stellte er klar.

„Kommen aus dem Staunen nicht heraus“

Denn: Er und die Landesräte kämen aus dem 
Staunen nicht mehr heraus. Jeden Tag gebe es 
neue Mitteilungen aus Rom, jeden Tag stünden 
neue Kürzungen an. Das Gespräch mit Bozen sei 
bisher nicht gesucht worden.

Mittlerweile solle auch bei den Gemeinden ge-
kürzt werden, erklärte Durnwalder, sei es bei 
der Zahl als auch bei den Kompetenzen.
Außerdem plane die Regierung Monti eine 
Reduzierung der Krankenhausbetten und die 
Streichung der Gerichts-Außenstellen. Und: 

Rom will noch mehr Geld aus Südtirol, rund 
80 weitere Millionen Euro. Solche Maßnahmen 
seien vielleicht für normale Regionen in Ord-
nung, „aber nicht für Regionen mit Sondersta-
tut“, betonte Durnwalder. ...

„Sind nicht schuld an diesem Schulden-
ausmaß“

Man sei nicht von vorneherein gegen die Spar-
maßnahmen. „Wir sind bereit, Opfer zu brin-
gen“, betonte der Landeshauptmann zum wie-
derholten Male. „Wir sind aber nicht schuld 
an diesem Schuldenausmaß“, so der Landes-
hauptmann. Südtirol habe schließlich immer 
versucht, schuldenfrei zu bleiben. Deshalb sei 
es nicht richtig, Südtirol in diesem Ausmaß zu 
belasten und dabei Autonomiekompetenzen 
wiederholt zu beschneiden.

Die Kommunikation zwischen Rom und Bozen 
sowie zwischen Rom und Trient könne so nicht 
weitergehen. Durnwalder stellte klar: „Die Au-
tonomiebestimmungen müssen auch von einer 
technischen Regierung eingehalten werden.“

Rom hat Gesprächsbereitschaft angekün-
digt: Durnwalder bleibt skeptisch

Wenngleich er von einer gewissen Gesprächs-
bereitschaft vonseiten Roms gehört habe, der 
Landeshauptmann bleibt skeptisch: „Ich habe 
gehört, dass man mit uns reden will. Ich bin 
mir aber nicht sicher, ob das nur gesagt wurde, 
um zu beruhigen.“

Gang vor Verfassungsgericht genügt nicht

Es genüge auch nicht, Montis Sparmaßnah-
men lediglich beim Verfassungsgericht anzu-
fechten, so Durnwalder. Bis zu einer endgülti-
gen Entscheidung würden nämlich bis zu zwei 
Jahre vergehen. „Das wäre viel zu lange.“

nächster Haushalt: Minus 400 Millionen 
Euro?

Dies vor allem auch deshalb, weil der neue 
Landeshaushalt geplant werden müsse. Wenn 
es so weitergehe, müsse beim nächsten Haus-
halt mit einem Minus von 400 Millionen Euro 
gerechnet werden. „Das ist viel Geld.“

Vor dem Mailänder Abkommen 2009

Nach dem Mailänder Abkommen und den Sparpaketen
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sÜDtiRoleR geBen 
langsam Die 
spRache auf

Bei der Eröffnung des Steuergerichtsjah-
res sagte Margit Fliri, Richterin deutscher 
Muttersprache, die Vorsitzende der ersten 
Steuerkommission: „Ich bin froh, dass ich 
nur wenige Urteile auf Deutsch verfassen 
muss.“ Perfekte Deutschkenntnisse helfen 
also wenig, wer perfekt italienisch spricht 
hat Vorteile.
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Schuldenberg

Rentensystem in einem unab-
hängigen Südtirol wäre positiv

Südtirol finan-
ziert Italiens 
Renten mit

Kein Geld an den 
Zentralstaat

In einer Landtagsanfrage bestätigt LH Durn-
walder, dass in Südtirol mehr Renten einge-
zahlt als ausbezahlt werden.

Im Jahr 2008 war der Überschuss ca. 300 Mio. 
€. So spricht die Statistik von tatsächlich ein-
gehobenen Rentenbeiträgen von jährlich 1.637 
Mio. € (Quelle: ASTAT-Schriftenreihe Nr. 142, die 
Konten der öff. Verwaltung in Südtirol, 2008, S. 
26 und S. 22), während die jährlich Auszahlun-
gen ca. 1.300 Mio. € betragen, also einen Über-
schuss von mindestens ca. 300 Mio. €.

2010 betrug der Überschuss ca. 200 Mio. €. LH 
Durnwalder selbst bestätigt dies:

DURNWALDER (Landeshauptmann – SVP): 
„Sehr verehrte Frau Präsidentin, verehrte Da-
men und Herren! Die Renten ... Zur Zeit wird in 
Südtirol mehr eingezahlt als ausgezahlt. 

Was den Saldo in Südtirol anbelangt, teile 
ich Ihnen die vom Fürsorgeinstitut erhobe-
nen Daten mit: Im Jahr 2006 sind insgesamt 
1.241.000.000 Euro eingezahlt worden, im 
Jahr 2010 waren es 1.499.000.000 Euro. Im 
Jahr 2010 wurden 1.205.000.000 Euro ausge-
zahlt, was bedeutet, dass es eine Differenz von 
ungefähr 200 Millionen Euro gibt.“Bildquelle: Jorma Bork  / pixelio.de

Nicht nur in Geldfragen wird die Autonomie 
ausgehölt. Der Staat droht einerseits der Ver-
waltung mit Verfassungsklagen, andererseits 
aber auch normalen Bürgern und Vereinen, 
wie zum Beispiel beim Alpenverein: 
Beim Schilderstreit in den Bergen Südtirols 
wurde sogar gedroht, das Militär zu entsen-
den. Mit solche Drohgebärden werden Land 
und Leute verängstigt.

Die letzthin bekannt gewordenen Drohge-
bärden gegen Landeshauptmann Durnwalder 
sprechen Bände. Dürfen wir Südtiroler nicht 
mehr selbst entscheiden, was bei uns Recht un 
Unrecht ist?

Es scheint, als hätten wir in unserer Hei-
mat gar nichts mehr zu sagen.

Das deutsche Bundesland Hessen ist Netto-
zahler in Deutschland und muss über eine 
Milliarde € an die Bundesregierung in Ber-
lin abführen. Das Land Hessen hat eine acht 
Mal größere Wirtschaftskraft als Südtirol und 
wehrt sich vehement gegen den erzwungenen 
Geldabfluss, weil dadurch die Wirtschaft Scha-
den nimmt. Und wir Südtiroler wollen schwei-
gen, wenn unser kleines Land auch fast gleich 
viel, also über 1 Mrd. €, an den Zentralstaat 
abgeben muss, und dazu noch 200 Mio. € in 
die Rentenkasse Italiens einzahlt?

Freiheit ist ein Gut, das durch  
Gebrauch wächst, durch Nichtge-
brauch dahinschwindet.

(Carl Friedrich von Weizsäcker)

Südtirol wird vom Zentralstaat 
bedroht
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Autonomie schafft 
es nicht mehr
Am 12.02.2003 brachte die Tageszeitung „Do-
lomiten“ zum Minderheitenschutz in der EU 
unter dem Titel „Damokles-Schwert der 
Vorbehalte“ einen ganzseitigen Artikel und 
ein Interview mit Altsenator und ehem. SVP-
Parteiobmann Dr. Roland Riz.

Darin heißt es: „Von der EU könnte es Prob-
leme wegen der fehlenden Vorbehalte von 
Seiten Österreichs im Vertrag von Amster-
dam, vor allem aber wegen der 2001 erfolg-
ten Verfassungsänderung in Italien geben.“ 
Zur Erinnerung: Im Vertrag von Amsterdam, 
in dem von der Anwendung der EU-Gesetze 
auf allen Gebieten der Gemeinschaft die Rede 
ist, wurde vereinbart, dass andere Staaten für 
Minderheiten diese Vorbehalte im Artikel 299 

eintragen müssen – so etwa für die Färöer-In-
seln, für Zypern, die Kanalinseln und die Isle of 
Man. Diese Vorbehalte zur räumlichen Anwen-
dung des Gemeinschaftsrechtes wären im Fal-
le von Südtirol, vor allem in Bezug auf Proporz, 
Sprachgruppenschutz, Ansässigkeitsklausel, 
Volkszählung und Schule u.a. von großer Be-
deutung gewesen. Leider hatte Österreich die-
se Vorbehalte bei seinem EU-Beitritt 1995 aber 
nicht geltend gemacht, weil im Amsterdamer 
Vertrag die Sonderrolle Südtirols gar nicht fest-
geschrieben ist.

Im Interview warnt Prof. Roland Riz vor einem 
möglichen „Fallstrick für die Autonomie“, 
weil die Absicherung der Autonomie auf EU-
Ebene bereits abgefahren und bei der neuen 
EU-Verfassung oder der Osterweiterung kaum 
auf solche Schutzbestimmungen zu hoffen 
sei. Wegen der fehlenden Absicherung der 
Autonomie auf europäischer Ebene und der 
Streitbeilegung vom Jahr 1992 gibt es daher 
nur mehr begrenzten Schutz vor „bindenden“ 
Rechtsnormen der EU.

Ohne Berücksichtigung der Sonderrolle Süd-
tirols in den EU-Verträgen wird es in Zukunft 
Schwierigkeiten bei Themen wie Proporz, 
Sprachgruppenschutz u.a. geben. Die Absi-
cherung der Justiziabilität durch den Pariser 
Vertrag und die Verankerung von 1992 ergibt 
aber, dass sowohl Österreich (Schutzmacht) 
als auch Italien (Territorialmacht) nur einen be-
schränkten Schutz gegenüber den EU-Normen 
gewährleisten.

Auf die Frage, ob eine rechtzeitige Verankerung 
der Südtiroler Sonderrolle versäumt worden 
sei, sagt Riz: „Ich hatte schon vor der Streitbei-
legung 1992 ein Gutachten von Prof. Waldemar 
Hummer, dem Vorsitzenden des Institutes für 
Völkerrecht, EU-Recht und internationale Be-
ziehungen eingeholt und der österreichischen 
Regierung übermittelt – mit dem Hinweis, dass 
es notwendig sei, beim EU-Beitritt Vorbehalte 
bezüglich Südtirol vorzunehmen.

Auf die Frage, ob das nicht gemacht wurde, 
sagt Riz, dass das „damals noch nicht möglich 

war, weil die Frage des EU-Beitrittes Öster-
reichs 1992 noch nicht zur Diskussion stand 
und leider 1995 nicht nachgeholt wurde. Da 
ich aber 1992 die SVP-Obmannschaft zurück-
gelegt habe, wurde ich in der Folge von der 
österreichischen Regierung zu keinem Südti-
rol-Treffen mehr beigezogen.“

„Man hat mir erzählt“, so Riz, „dass die Vorbe-
halte seinerzeit von Südtiroler Seite gefordert 
worden sind, dann aber nicht ausgesprochen 
wurden. Zumindest gehe dies aus dem Artikel 
299 von Amsterdam hervor, wo die Vorbehal-
te anderer Staaten stehen, aber kein Wort 
von Südtirol zu lesen ist. Deshalb gibt 
es nur einen begrenzten Schutz, weil die 
Rechtsnormen der EU auf den EU-Verträgen 
fußen. Da damals fast alle Parlamentarier bei 
der Verabschiedung der neuen italienischen 
Verfassung mitgestimmt haben, stellt der EU-
Zusatz des Artikels 117 keinen Fortschritt dar. 
Wenn die Provinzen Trient und Bozen die Akte 
der EU nicht bedingungslos umsetzen, tritt 
die Einsatzgewalt des italienischen Staates 
ein, der durch ein einfaches Staatsgesetz eine 
Substitutionsgewalt nach eigenem Ermessen 
ausüben kann. Was damit auf uns zukommen 
kann, ist noch nicht abzusehen. 

Auf die Frage, ob die Verabschiedung dieser 
Bestimmung zu verhindern gewesen wäre, 
meint Riz: „Man hätte sich der Stimme enthal-
ten können. Dann könnte man von Südtiroler 
Seite weiter darüber diskutieren und geltend 
machen, dass man nicht zugestimmt habe. Mit 
der Zustimmung wäre das daher nicht mehr 
glaubwürdig, und zudem wird man uns vor-
werfen, auf die diesbezügliche Verankerung 
von 1992 verzichtet zu haben. Auch weil beim 
Referendum zur neuen Verfassung am 7. Okto-
ber 2001 die Bevölkerung der ganzen Region 
mehrheitlich dafür war. 

Es ist daher wohl klar, dass seit der Hinterle-
gung der Streitbeilegung ohne Einverständ-
nis von Italien nichts mehr durchsetzbar wird 
und alle Zuständigkeiten vom italienischen 
Staat – ohne Einflussnahme durch Österreich 
– rückgängig gemacht werden können (siehe 

Die Bürokratie 
schlägt in  
Südtirol am 
stärksten zu

Südtiroler werden ungerecht 
behandelt
Wenn Südtiroler Lebensmittel aus aller Welt 
importieren, dann müssen sie sehr darauf 
achten, dass die Produktangaben nicht 
nur in Englisch, sondern auch in Italienisch 
draufstehen.
Wird z.B. indischer Basmati-Reis mit einer rei-
nen englischen Kennzeichnung importiert (ei-
gentlich international gängig und anerkannt), 
ohne italienische Produktangaben, dann gibt 
es Höchststrafen bis zu 3000 €.
Wurde in Südtirol je eine Firma bestraft, weil 
sie Pharmaprodukte oder Medizinprodukte 
ohne deutsche Beipackzettel verkauft hat? 
Obwohl unsere Politiker sich immer wieder 
bemühen und intervenieren: Deutsche Bei-
packzettel gibt es einfach nicht. 
Wehe aber dem, der z.B. englische Konserven 
oder österreichische Süßwaren ohne italieni-
sche Produktangaben ausliefert: dem drohen 
drakonische Verwaltungsstrafen.
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das sog. Mailänder Abkommen von 2009 zur 
neuen Finanzregelung Staat - Land Südtirol). 

So stellt sich die Frage: Kann Österreich im 
Sinne seiner Schutzmachtfunktion in solchen 
Fällen etwas unternehmen?

Wurde Österreich über die wirkliche Situation 
in Südtirol – auch in essentiellen Bereichen – 
immer richtig informiert?

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte und der Staat 
Italien
(Kurzfassung aus dem Jahresbericht des EGMR 
über Verfahren im Jahr 2010)

Die Vertragstreue Italiens ist uns Südtirolern 
zur Genüge bekannt. Seit damals, als wir Beu-
te von Vertragsbrüchigkeit wurden, ist die 
Lage in diesem Staate dieselbe geblieben. Man 
bedenke: 475 Mal wurde Italien allein im Jahre 
2010 vom europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte EGMR allein deswegen verurteilt, 
weil innerstaatliche Gerichtsverfahren nicht 
in angemessener Frist abgewickelt werden. 
Aus einem provisorischen Bericht, der auch 
in Presseveröffentlichungen nachzulesen war, 
geht hervor, dass der EGMR mit seiner Geduld 
gegenüber Italien am Ende ist. Die EU- sowie 
andere internationale Organisationen, zu de-
nen Italien gehört, wagen es aber nicht, sich 
Italien gegenüber zu äußern.

Das Schändlichste aber ist die Tatsache, dass 
Italien – obwohl Mitglied dieser internationalen 
Gemeinschaft – zur Vermeidung weiterer Rekur-
se an den EGMR auf „bekannt-diplomatischem 
italienischen Wege“ aktiv wurde, damit Rekurse 
von Staatsbürgern beim EGMR als unannehmbar 
eingestuft und somit „nicht behandelt“ werden. 
Eine derartige Vorgangsweise, – sich einerseits 
durch Mitgliedschaften in überstaatliche Orga-
nisationen wichtig zu machen, – andererseits 
sodann gegen die eigenen Bürger bei diesen 
Gremien zu intervenieren, ist den Südtirolern 
nur allzu bekannt. 

Bedenklich ist aber, dass diese Missstände auch 
von ansonsten vorlauten Politikern nicht mehr 
aufgegriffen werden.

Zweisprachigkeit im Autono-
miestatut

Der mangelnde Gebrauch der deutschen 
Sprache im öffentlichen Dienst – vornehm-
lich bei Steuer- und Finanzämtern in Südtirol 
– wird immer augenscheinlicher. Im Jahr 2010 
wurden die Jahrespublikationen der Steuer-
vorschriften (in Süditalien gedruckt) in italie-
nischer, tschechischer, slowakischer, ungari-
scher, pakistanischer und türkischer Sprache 
herausgegeben – in deutscher Sprache lagen 
hingegen keine vor.

Informationsschriften für steuerliche Begünsti-
gungen bei Erstwohnungen liegen ebenso nur 
in italienischer, nicht aber in deutscher Spra-
che auf, wobei auf Nachfrage erklärt wird, 
dass man gar nicht daran denke, diese auf 
Deutsch zu übersetzen.

So werden nicht EU-Bürger gegenüber EU-
Bürgern bevorzugt, und es besteht daher eine 
eklatante Ungleichbehandlung. Und unsere 
Politiker schauen zu und schweigen.

In Südtirol werden nur 10 % der Verfahren in 
Steuersachen am Steuergerichtshof in deut-
scher Sprache verhandelt, obwohl jeder in 
Südtirol Anrecht auf einen Prozess in seiner 
Muttersprache hätte.

Südtirol soll den maroden Staat 
sanieren

Im November 2012 legte das italienische Fi-
nanzministerium mit Dekret fest, die an Südtirol 
geschuldeten 68,5 Mio. Euro zurückzubehalten, 
weil das Geld zur Sanierung des Staatshaushal-
tes verwendet werden soll. So schuldet der ita-
lienische Staat Südtirol insgesamt 380 Mio. €. 
Um dieses Geld zu bekommen, hat das Land 
Klage über das Verfassungsgericht eingereicht. 
Unverständlich, dass Südtirol in den nächsten 
20 Jahren jährlich für die Staatssanierung ca. 
1 Mrd. Euro zur Verfügung stellt. Anstelle des 
Staates werden vom Land freiwillig Staatssteu-
ern eingetrieben werden, um dem Staat seinen 
Anteil zu überweisen. 

Belastung unserer Gerechtig-
keits- und Gemeinschaftsstruk-
tur

Im abgelaufenen Jahr konnten 22.000 Fäl-
le von vorgetäuschter Invalidität aufgedeckt 
werden: ein Sozialbetrug von über fünf Mil-
lionen Euro. Vorgetäuschte Armut oder Be-
rufsunfähigkeit und das Kassieren von Renten 
für bereits verstorbene Verwandte waren die 
häufigsten Betrugsformen, wie aus dem Jah-
resbericht der Generaldirektion der Steuerpo-
lizei hervorgeht. Im Jahr 2012 kassierten laut 
diesem Jahresbericht 3.556 „falsche Arme“ 
unberechtigte Beihilfen für Krippenplätze oder 
Studium. 1.047 vorgetäuschte Invaliden und 
3.297 falsche Landarbeiter sind aufgrund der 
Ermittlungen angezeigt worden. In 395 Fäl-
len kassierten demnach Familien für bereits 
verstorbene Verwandte Pensionen und 1.274 
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst übten illegal 
eine Nebentätigkeit aus. In 2.800 Fällen wur-
den Betrügereien auf Kosten der EU in Höhe 
von 1,1 Milliarden Euro aufgedeckt und 4.600 
Betrügereien angezeigt. 

Und dann gibt es bei uns immer 
noch Menschen, die weiter bei 
„Bella Italia“ bleiben wollen …

Die Freiheit 
ist kein Privi-
leg, das ver-
liehen wird, 
sondern eine 
Gewohnheit, 
die erworben 
werden muss.

(Lloyd George)
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„Die glücklichen Sklaven sind 
die erbittertsten Feinde der 
Freiheit.‘‘

Marie von Ebner Eschenbach

„Die Freiheit ist wie das Meer: 
Die einzelnen Wogen vermö-
gen nicht viel, aber die Kraft 
der Brandung ist unwider-
stehlich“

Vaclav Havel

„Die Fähigkeit, das Wort 
„Nein“ auszusprechen, ist der 
erste Schritt zur Freiheit“

Nicolas Chamfort

„Wer sagt, hier herrscht Frei-
heit, der lügt, denn Freiheit 
herrscht nicht“

Erich Fried

„Man muss sich die Freiheit 
nehmen. Sie wird einem nicht 
gegeben“

Meret Oppenheim

„Das Geheimnis der Freiheit ist 
der Mut“

Perikles
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